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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Gewährung einer 
Umstellungsprämie im Weinbau 
— Drucksache 7/4233 — 

A. Problem 

Die großen Weinernten 1973 und 1974 haben in der EG ein 
Überangebot an Wein hervorgerufen. Zu dessen Abbau mußten 
neben der Gewährung von Lagerbeihilfen seit dem 1. Januar 
1974 238,5 Millionen Rechnungseinheiten aus EG-Mitteln zur 
Destillierung von 26,5 Millionen hl Wein aufgebracht werden. 

Ein wirksamer Abbau der Überschüsse ist aber nur durch Ver- 
ringerung der Rebflächen erreichbar. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt eine Rodungsprämie während drei 
Wirtschaftsjahren für mit bestimmten Rebsorten bepflanzte Flä- 
chen vor, für die auf zehn Jahre ein Wiederbepflanzungs ver- 
bot gelten soll. Gleichzeitig sollen auch Neuanpflanzungen im 
gleichen Betrieb während dieser Zeit verboten sein. 50 v. H. 
der Prämienaufwendungen sollen von der Gemeinschaft finan- 
ziert werden. 

Einmütige Kenntnisnahme im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

Bis 1978 insgesamt 170 Millionen RE, davon 85 Millionen RE 
aus EG-Mitteln. 
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Drucksache 7/4473 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Riede (Oeffingen) 


Der Verordnungsvorschlag wurde mit Schreiben 
der Frau Präsidentin vom 7. November 1975 dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat 
ihn in seiner Sitzung am 10. Dezember 1975 be- 
handelt. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

Durch die großen Weinernten 1973 und 1974 ent- 
stand bei stagnierendem Verbrauch ein Überange- 
bot an Wein in der EG. Neben Lagerbeihilfen muß- 
ten seit dem 1. Januar 1974 aus dem EAGFL rd. 

238.5 Millionen RE an Destillationsprämien für 

26.5 Millionen hl Wein aufgebracht werden. Wei- 
tere wirksame Maßnahmen zur Wiederherstellung 
des Gleichgewichts auf dem Markt müssen durch 
eine Verringerung der Erzeugung getroffen werden. 
Nach Auffassung der EG-Kommission kann das 
Roden von Rebflächen, die Wein liefern, dessen 
Absatz sich in den vorausgegangenen Wirtschafts- 
jahren als besonders schwierig erwiesen hat, zu 
einem Rückgang des Angebots an Tafelweinen so- 
wie zur Anbebung des Qualitätsniveaus der ange- 
botenen Weine beitragen. Man will daher den Win- 
zern, die bereit sind, ihre Rebflächen in nächster 
Zukunft ganz oder teilweise zu roden oder zumin- 


dest in den nächsten zehn Wirtschaftsjahren den 
Weinbau auf den Rodungsflächen einzustellen, 
hierzu durch eine Prämie einen Anreiz verschaffen. 
Der Kommissionsvorschlag, der Bestandteil des vom 
Rat zu verabschiedenden „Weinpaketes" (Verschär- 
fung des Interventionssystems, Regelung des Re- 
benanbaus, Verbesserung der Weinqualität) ist, 
will die Rodung von 120 000 ha Rebfläche ermög- 
lichen. Damit soll eine Verminderung der jährlich 
anfallenden Weinmenge um 7 Millionen hl und da- 
mit eine Verbilligung des Interventionssystems er- 
reicht werden. 

Bei den Beratungen im Ausschuß herrschte Ein- 
mütigkeit dahin, daß die vorgeschlagene Maß- 
nahme einhergehen müsse mit einem generellen 
mehrjährigen Verbot der Ausdehnung der Rebflä- 
chen in der EG. Ferner wurden Stimmen laut, die 
als bestes Instrument zur Lösung des Weinüber- 
schuß-Problems einen freien Markt für dieses 
Agrarerzeugnis forderten. 

Der Ausschuß schlägt daher vor, den Kommis- 
sionsvorschlag mit der Maßgabe zur Kenntnis zu 
nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, ihm 
nur unter der Voraussetzung eines gleichzeitigen 
5jährigen Verbots, die Rebflächen auszudehnen, zu- 
zustimmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1975 


Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/4233 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, ihm bei den Ver- 
handlungen in Brüssel nur zuzustimmen, wenn gleichzeitig ein 5jähriges Verbot 
der Ausdehnung der Rebflächen ausgesprochen wird. 


Bonn, den 11. Dezember 1975 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Dr. Schmidt (Gellersen) Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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